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Der DIHT, der Deutsche Beam­
tenbund und der Vorsitzende 

des Innenausschusses des Deut­
schen Bundestages haben jüngst 
eine Neugliederung des Bundesge­
bietes gefordert. Durch eine Redu­
zierung der Zahl der Bundesländer, 
insbesondere durch eine Fusion 
der Stadtstaaten Hamburg und 
Bremen sowie des Saarlandes mit 
den angrenzenden Flächenländern, 
könnten -  so die These -  erhebliche 
staatliche Mittel vor allem in der 
Verwaltung eingespart werden. 
Das förderale Prinzip würde da­
durch nicht geschwächt, sondern, 
da die neu entstehende Länder­
struktur effizienter sei, vielmehr ge­
stärkt.

Die Forderung nach einer Neu­
gliederung des Bundesgebietes ist 
nicht neu; seit Bestehen der Bun­
desrepublik wird sie in mehr oder 
weniger regelmäßigen Abständen 
erhoben. Gibt es neue Argumente, 
die in der Debatte um eine Neuglie­
derung zu berücksichtigen sind?

Das ökonomische Grundpro­
blem der bestehenden Länder­
grenzen besteht darin, daß in man­
chen Fällen vielfach miteinander 
verflochtene Wirtschaftsräume von 
administrativen Grenzen durch­
schnitten werden. Dies ist im Falle 
der Stadtstaaten besonders evi­
dent. Das Auseinanderfallen öko­
nomischer und administrativer 
Grenzen hat zur Folge, daß staatli­
ches Handeln im weitesten Sinne 
sowohl in den Stadtstaaten als 
auch in den angrenzenden Flächen­
ländern jeweils starke Auswirkun­
gen auf das Nachbarland hat. Mit 
anderen Worten: Es gibt bedeutsa­
me, die Grenzen eines Bundeslan­
des überschreitende externe Effek­
te. Unter diesen Bedingungen ist 
nicht zu erwarten, daß die einzel­
nen Bundesländer eine Standort­
politik betreiben, die für die Regio­
nen optimal ist. Und eine subopti­
male Standortpolitik für einzelne 
Regionen stellt zugleich auch einen 
Nachteil im Standortwettbewerb 
der Bundesrepublik insgesamt dar.
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Diese Zusammenhänge sind 
nicht grundsätzlich neu; sie haben 
aber aus verschiedenen Gründen 
eine ganz andere Bedeutung als 
früher erlangt. Die weltw irtschaftli­
chen Entwicklungen zwingen die 
Bundesrepublik, jeden Spielraum 
für eine Verbesserung der Standort­
attraktivität zu nutzen, so auch den, 
der sich durch eine Neugliederung 
ergeben könnte. Im Falle der Stadt­
staaten und der angrenzenden 
Flächenländer sind die potentiellen 
Gewinne, die durch eine Fusion er­
reicht werden könnten, im Laufe 
der Zeit immer größer geworden. 
So sind die Verflechtungen zw i­
schen den Stadtstaaten und ihrem 
Umland in den letzten Jahren stark 
gewachsen, z.B. durch die Abwan­
derung von Betrieben aus den 
Kernstädten in die Umlandgemein­
den, wobei diese mit ihren Liefer- 
und Bezugsverflechtungen weit­
gehend auf die Stadtstaaten aus­
gerichtet geblieben sind und wei­
terhin auch deren Infrastrukturan­
gebot nutzen. Ähnliches gilt für 
viele Bürger, die ihren Wohnort in 
die angrenzenden Flächenländer 
verlegt, ihren Arbeitsplatz in den 
Kernstädten aber beibehalten ha­
ben.

Der räumliche Strukturwandel in 
den Stadtregionen findet seinen 
Ausdruck in stark voneinander ab­

weichenden Entwicklungen hin­
sichtlich Beschäftigung, Arbeitslo­
sigkeit, W irtschaftswachstum und 
Steueraufkommen zwischen Kern­
städten und deren Einzugsberei- 
chen. Daß all diese Faktoren eine 
optimale Standortpolitik zuneh­
mend erschweren, liegt auf der 
Hand, zumal die Stadtstaaten im­
mer mehr zum Brennpunkt sozialer 
Problemlagen geworden sind.

Ökonomische Gründe für eine 
Länderneugliederung, insbesonde­
re unter Berücksichtigung der Stadt­
staaten, sind also vorhanden; sie 
haben an Bedeutung gewonnen, 
und sie werden zunehmend be­
deutsamer. Berlin und Branden­
burg haben das Problem erkannt 
und sind auf dem Wege zu einem 
Zusammenschluß. Ihnen ist diese 
Entscheidung von seiten des Bun­
des und der übrigen Länder da­
durch erleichtert worden, daß ihnen 
im Finanzausgleich für weitere 15 
Jahre das Stadtstaatenprivileg Ber­
lins garantiert wurde. Wollten der 
Bund und die Ländergemeinschaft 
aus wohlverstandenem gesamt­
wirtschaftlichem Interesse Anreize 
für einen Zusammenschluß der 
Stadtstaaten Bremen und Ham­
burg mit den umliegenden Flächen­
ländern geben, so müßten sie die­
sen wie im Falle Berlin/Branden­
burg das Stadtstaatenprivileg für 
eine Übergangszeit ebenfalls wei­
terhin gewähren.

Solche Anreize können aller­
dings wenig bewirken, wenn nicht 
alle betroffenen Länder die Fusion 
wollen. Auch wenn die ökonomi­
schen Vorteile von Zusammen­
schlüssen auf der Hand liegen, so 
gibt es im politischen Raum und 
auch in der Bevölkerung vielfältige 
Widerstände gegen Neugliederun­
gen. Hier spielt das Kalkül etablier­
ter Institutionen, die bei Fusionen in 
ihrem Bestand gefährdet wären, ei­
ne entscheidende Rolle. Es ist noch 
viel Überzeugungsarbeit zu leisten, 
damit die ökonomischen Argumen­
te für eine Neugliederung stärker 
ins Bewußtsein rücken,
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